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Bürokratie kostet die Schweizer Wirtschaft 80 Mrd. Fr. pro Jahr, rechnen die 
Wirtschaftsverbände vor. Doch ausgerechnet die absehbar teuerste 
Regulierungsaktion der kommenden Jahre beziffern sie nicht. 
 
Die Wirtschaftsverbände schreien auf. Regulierungs- und Bürokratiekosten würden 
jedes Jahr mit rund 80 Mrd. Fr. oder 10% der Schweizer Wirtschaftsleistung (BIP) zu 
Buche schlagen. 30 Mrd. Fr. davon seien vermeidbare Kosten. Hätte die Politik vor 
zehn Jahren das Land vernünftig entbürokratisiert, dann läge das BIP pro Kopf heute 
rund 5% höher. 
 
Das rechnen der Dachverband Economiesuisse sowie der Arbeitgeber-, der  
Bauern- und der Gewerbeverband in einer am Dienstag veröffentlichten Studie vor. 
Economiesuisse-Präsident Christoph Mäder und seine Kollegen forderten vor den 
Medien die Politik auf, unnötige Regulierungen zu vermeiden und systematisch 
Entlastungen für die Unternehmen zu prüfen. 
 
Gespaltene Wirtschaft 
So scharf Mäder und Co. im Inland mit der Berner Bürokratie ins Gericht gehen, so 
nachsichtig sind sie mit der absehbarsten Schaffung von Regulierungskosten in den 
kommenden Jahren: die neuen Verträge der Schweiz mit der Europäischen Union 
(EU). Obgleich fairerweise erwähnt werden muss, dass dabei der Bruch direkt durch 
die Schweizer Wirtschaftsverbände geht. 
 
Es werde schon nicht so schlimm werden, meinte Mäder am Dienstag. Man müsse 
schliesslich nicht alles an EU-Recht übernehmen, man könne immer noch selbst 
entscheiden und im Zweifel Protest einlegen. Bauernchef Ritter sagte hingegen,  
dass rund 80% der Regulierung aus den neuen Verträgen im sogenannten 
Integrationsverfahren übernommen werden müsse, sprich über den Verwaltungsweg 
an Parlament und Volk vorbei. Mit seinem Verband sei so ein Verfahren nicht zu 
machen, hielt Ritter fest. 
 
«Gemäss Institut der deutschen Wirtschaft geht rund die Hälfte der Bürokratiekosten 
für deutsche Firmen von Brüssel aus.» 
 
Die EU erlässt in einem Jahr (Beispiel 2024) fast 2500 Rechtsakte neu oder ändert 
bestehende ab. Wären die neuen Verträge bereits in Kraft, hätte die Schweiz gemäss 
Schätzungen von «Finanz und Wirtschaft» bis zu 350 davon übernehmen müssen. 
Das alles würde grob kalkuliert Kosten im unteren einstelligen Milliardenbereich 
verursachen. 
 
Klingt alles nicht so schlimm? Bei einem Ja zu den Verträgen verpflichtet sich die 
Schweiz aber eben alles, was Brüssel in Zukunft dazu so einfällt, bis in alle Ewigkeit  
zu übernehmen, ohne dass es dabei eine handfeste Mitbestimmung für Bern gibt. 
Und selbst wenn man als vollwertiges EU-Mitglied eigentlich ein konkretes 
Mitgestaltungsrecht hat, sieht es nicht besser aus – man blicke nur auf Deutschland. 
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Draghis Mahnung steht 
Laut einer aktuellen Studie des Instituts der deutschen Wirtschaft (IW) ist der 
sogenannte laufende Erfüllungsaufwand durch Gesetze und Verordnungen nur auf 
Bundesebene in den letzten zehn Jahren für Unternehmen von 2 Mrd. auf 14 Mrd. € 
gestiegen. Werden die Kosten für Bürger und Verwaltung mit einberechnet, steigt der 
Aufwand auf 27 Mrd. €. 
 
Laut einer Studie des Ifo-Instituts bremse die Bürokratie in Deutschland die 
Wirtschaftsleistung jährlich um 146 Mrd. €. Und jetzt kommt es: Gemäss IW geht 
rund die Hälfte der Bürokratiekosten für deutsche Firmen von Brüssel aus. 
 
Vor über einem Jahr geisselte der ehemalige Chef der Europäischen Zentralbank, 
Mario Draghi, in einem aufsehenerregenden Bericht die überbordende Brüsseler 
Bürokratiemaschine. Gerade KMU würden darunter leiden. Die EU müsse sich 
gründlich entbürokratisieren, forderte Draghi. 
 
Brüssel hat seitdem gelobt, neue Gesetze auf den Weg zu bringen, die den 
bürokratischen Aufwand um ein Viertel verringern sollten, was aber bis heute auf 
sich warten lässt. «Europa bewegt sich zu langsam … Bürokratie bremst uns aus», war 
Draghis Fazit ein Jahr nach seinem Report. 
 
Vor diesem Hintergrund dürfen sich die Schweizer Wirtschaftsverbände keinesfalls 
länger um die Bürokratiekosten, die der Schweiz in Zukunft durch die EU entstehen, 
foutieren, sondern müssen diese genauer unter die Lupe nehmen. Ansonsten werden 
sich spätestens die Stimmbürger an der Urne ihre eigne Rechnung über die neuen 
Segnungen aus Brüssel machen. 
 
EconomieSuisse müsste längst EconomieEurope heissen.  
Martulla Blocher kämpft als Einzige darin noch wirklich für die Schweiz, Freiheit, 
Demokratie, Wohlstand. Alle anderen inkl. Bundesrat und fast das ganze Parlament 
begehen gemäss Mörgeli fünf Verfassungsbrüche und belügen und verraten das 
ganze Volk. 

 


